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Kleine Anfrage mit Antwort 

Wortlaut der Kleinen Anfrage 

der Abgeordneten Kreszentia Flauger (LINKE), eingegangen am 03.03.2011 

Zur Situation der Fraueneinrichtungen in Niedersachsen - Wie werden die Mittel auf die ein-
zelnen Einrichtungen verteilt, und wie unterstützt die Landesregierung Frauenhäuser, Bera-
tungsstellen und Notruftelefone? 

Frauen erfahren die überwältigende Last der Misshandlungen durch ihre Partner. Nach einer Studie 
ist in Deutschland jede vierte Frau in ihrem Leben von Misshandlungen ihres Partners betroffen. 
Auch in Niedersachsen bieten die Frauenhäuser, Frauennotrufe und Frauenberatungsstellen den 
von Misshandlung und Gewalt betroffenen Frauen und Kindern auf vielfältige Weise Hilfe und Un-
terstützung an. Neben fachkundiger Beratung und der Vermittlung von Rechtsanwältinnen, Psycho-
loginnen und Sozialarbeiterinnen stellen die Frauenhäuser den Frauen und Kindern auch eine vo-
rübergehende Bleibe zur Verfügung. Sie leisten pädagogische Kinderbetreuung, greifen den Frau-
en familien- und sozialrechtsberatend unter die Arme, stärken die Frauen psychisch und helfen bei 
der Ausgestaltung des Lebens nach der Trennung, beispielsweise indem sie die Suche nach einer 
eigenen Wohnung begleiten. Für Frauen und Kinder, die von (häuslicher) Gewalt betroffen sind, 
leisten diese Einrichtungen einen unschätzbaren Dienst. Hierbei entstehen Kosten sowohl für die 
räumliche, personelle und sachliche Ausstattung der Einrichtungen als auch für Maßnahmen, die 
der Sensibilisierung der Öffentlichkeit sowie der Aufklärungs- und Präventionsarbeit dienen.  

Die finanzielle Ausstattung der Fraueneinrichtungen und insbesondere der Frauenhäuser ist vieler-
orts prekär, für zahlreiche Einrichtungen sogar existenzbedrohend. Aufwendige jährliche Mittelbe-
antragungen benötigen Zeit, die die Mitarbeiterinnen eigentlich nicht haben, sie gehen zulasten der 
eigentlichen Tätigkeit der Einrichtungen. Häufig besteht zudem ein deutliches Missverhältnis zwi-
schen den jeweiligen Aufgabenzuschreibungen und der Höhe der Fördermittel. Insbesondere zwi-
schen den Kommunen gibt es hinsichtlich der Finanzierung von Fraueneinrichtungen und Frauen-
häusern große Unterschiede.   

Der Verein Frauenhauskoordinierung e. V. ist der Ansicht, dass bei der derzeitigen Finanzierung 
der Frauenunterstützungseinrichtungen durch Länder und Kommunen der Zugang zu Schutz und 
Hilfe nicht für alle gewaltbetroffenen Frauen und deren Kinder gesichert ist (Quelle: http://www. 
frauenhauskoordinierung.de/index.php?id=70). Es besteht keine gesetzliche Verpflichtung für Län-
der und Kommunen zur Bereitstellung einer bedarfsgerechten Schutz- und Hilfeinfrastruktur. Noch 
immer sind Frauenhäuser eine freiwillige Leistung und damit auch als Erste von Streichungen be-
droht, wenn Einsparungen anstehen. Eine Anpassung der Finanzierung an die kontinuierlich ge-
stiegenen Kosten hat in den letzten Jahren nicht stattgefunden.  

Die Fraueneinrichtungen, die eine menschlich und gesellschaftlich wichtige Arbeit leisten, sehen 
sich zunehmend vor das Problem gestellt, immer mehr bei immer weniger oder stagnierenden Mit-
teln leisten zu müssen. Die meisten Häuser müssen an Fortbildungen der Mitarbeiterinnen, Aus-
stattung oder auf dem Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit sparen, einige sind sogar gezwungen, Kolle-
ginnen zu entlassen, um weiter existieren zu können.  

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie sieht derzeit die Verteilung der Landesmittel in Niedersachsen auf die einzelnen Frauen-
häuser, autonomen Frauenhäuser, Frauenberatungsstellen, Frauennotrufe und weitere Frau-
eneinrichtungen aus? Wie viele Landesmittel haben die einzelnen Einrichtungen in den letzten 
zehn Jahren konkret erhalten? 
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2. Inwieweit werden die Größe der Einrichtungen, die Besucherinnen- bzw. Bewohnerinnenfre-
quenz, also die jeweilige tatsächliche Auslastung, bei der Vergabe dieser Förderungen be-
rücksichtigt?  

3. In welcher Form fließt in die Bemessung der Fördersummen der geleistete Umfang an Prä-
ventions- und Aufklärungsarbeit ein?  

4. Welche Maßnahmen unternimmt die Landesregierung, um die unterschiedliche Förderung der 
einzelnen Einrichtungen durch die jeweils zuständigen Kommunen auszugleichen?  

5. Welche Maßnahmen wird die Landesregierung zukünftig ergreifen, um die Frauenhäuser, au-
tonomen Frauenhäuser, Frauenberatungsstellen, Frauennotrufe und andere Fraueneinrich-
tungen finanziell so zu unterstützen, dass die Einrichtungen dazu in der Lage sind, eine quali-
tativ hochwertige und umfassende Arbeit zu leisten, die jeder Frau und jedem Kind in Nieder-
sachsen die Möglichkeit auf einen Frauenhausplatz sowie Beratung und Unterstützung garan-
tiert, dabei aber auch ihren Mitarbeiterinnen eine angemessen bezahlte Stelle bietet? 

(An die Staatskanzlei übersandt am 08.03.2011 - II/721 - 907) 

Antwort der Landesregierung 

 Niedersächsisches Ministerium Hannover, den 14.04.2011 
für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit 
 und Integration 
 - 01-721-907 - 

Der Bereich Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist ein zentraler und wichtiger Schwerpunkt der 
Frauenpolitik der Landesregierung. Niedersachsen verfügt über ein flächendeckendes, qualitativ 
hochwertiges Unterstützungsangebot für von Gewalt betroffene Frauen. Zur Förderung von Maß-
nahmen für Frauen und Mädchen, die von Gewalt betroffen sind, werden in Niedersachsen jährlich 
mehr als 4 Mio. Euro zur Verfügung gestellt.  

In Niedersachsen werden 40 Frauenhäuser, 29 Beratungs- und Interventionsstellen bei häuslicher 
Gewalt (BISS) und 34 Gewaltberatungsstellen und Notrufe nach der „Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen für Frauen und Mädchen, die von Gewalt be-
troffen sind“ vom 20. Dezember 2006 gefördert. Diese Richtlinie ist am 1. Januar 2007 in Kraft ge-
treten (Nds. MBl. 2007, S. 90). 

Jedes Frauenhaus erhält nach der o. g. Richtlinie eine Pauschale in Höhe von 32 000,00 Euro für 
die Beratungstätigkeit und die Kinderbetreuung, soweit mindestens eine halbe Stelle für die Bera-
tungstätigkeit und eine halbe Stelle für die Kinderbetreuung vorgehalten werden. Darüber hinaus 
erhält jedes Frauenhaus eine Pauschale von 2 200 Euro je Belegungsplatz für Frauen. 

Träger einer BISS erhalten eine Zuwendung als Pauschale für Personal-, Honorar- und Sachaus-
gaben. Sie berechnet sich für die einzelnen BISS auf der Basis eines Personalschlüssels von einer 
Vollzeitstelle auf 500 000 Einwohnerinnen und Einwohner. Für eine Vollzeitstelle wird eine Pau-
schale von 50 550 Euro zugrunde gelegt. 

Gewaltberatungsstellen erhalten grundsätzlich eine Pauschale in Höhe von 35 000 Euro, soweit ei-
ne Vollzeitstelle vorgehalten wird. Bei einer nicht das ganze Jahr durchgehend oder in Teilzeit be-
setzten Stelle wird die Pauschale anteilig gewährt. Träger, die kein festangestelltes Personal be-
schäftigen, erhalten eine Zuwendung für Honorar- und Sachausgaben bis zu 90 % der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben, maximal 12 500 Euro.  

Mit der genannten Richtlinie wurden generelle Regelungen für die Förderungen von Einrichtungen 
im Gewaltbereich geschaffen. Seit dem Jahr 2007 erhalten hiernach alle Frauenhäuser, alle BISS 
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und alle Beratungsstellen dem Grunde nach einen ihrer Zweckbestimmung entsprechenden gleich 
hohen Zuwendungsbetrag.   

Einige Frauenhäuser sowie Gewaltberatungsstellen und Notrufe wurden bereits vor der Erstellung 
der o. g. Richtlinie gefördert. Um diesen Einrichtungsträgern die Umstellung auf die neue Förde-
rung ab dem Jahr 2007 zu erleichtern, wurde bei der damaligen Richtlinienerstellung eine Über-
gangsregelung aufgenommen. Die Übergangsregelung wurde auf die Jahre 2010 und 2011 ausge-
dehnt.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: 

Im Rahmen der Haushaltsberatungen in den Ausschüssen für Haushalt und Finanzen und für Sozi-
ales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration erhalten die Abgeordneten jährlich Detailinforma-
tionen zu den freiwilligen Leistungen des Landes. Darin enthalten ist auch die Übersicht über die 
Maßnahmen für Frauen und Mädchen, die von Gewalt betroffen sind. Die Förderung der Frauenun-
terstützungseinrichtungen ab dem Jahr 2002 bis heute ist in der Anlage zusammengefasst darge-
stellt. 

Zu 2:  

Bei den Frauenhäusern erfolgt die Bezuschussung entsprechend der o. g. Richtlinie neben einer 
Grundpauschale für Beratung und Kinderbetreuung auch nach der Anzahl der Belegungsplätze.  

Die Förderung der BISS richtet sich - wie oben dargestellt - nach der Anzahl der Einwohnerinnen 
und Einwohner im jeweiligen Zuständigkeitsbereich einer Polizeiinspektion.  

Die Landesregierung wird im Rahmen der anstehenden Evaluation in diesem Jahr prüfen, inwieweit 
die Größe und Auslastung der Einrichtungen künftig Einfluss bei der Bezuschussung der Einrich-
tungen haben wird.  

Zu 3: 

In den pauschalen Förderbeträgen des Landes nach der o. g. Richtlinie sind auch Anteile für die 
Präventions-, Vernetzungs- und Öffentlichkeitsarbeit enthalten. Dem Land liegen allerdings keine 
Angaben darüber vor, wie viel Arbeitszeit in den entsprechenden Einrichtungen für Präventions- 
und Aufklärungsarbeit verwendet wird.  

Zu 4: 

Die Förderung von Frauenhäusern, Gewaltberatungsstellen und BISS erfolgt vorrangig durch die 
Kommunen im Rahmen ihrer Tätigkeit zur Daseinsfürsorge. Ergänzend hierzu erfolgt die Förderung 
durch das Land Niedersachsen im Rahmen der o. g. Richtlinie als freiwillige Leistung. 

Zu 5: 

Die Landesregierung ist der Auffassung, dass in den niedersächsischen Frauenhäusern und Bera-
tungsstellen eine qualitativ hochwertige und umfassende Beratungsarbeit erfolgt. Die Türen der 
Frauenhäuser stehen allen Frauen und ihren Kindern, die von Gewalt bedroht sind, offen. Frauen 
erhalten dort mit ihren Kindern Schutz und Beratung.  

Die Geltungsdauer der o. g. Richtlinie läuft zum 31. Dezember 2011 aus. Die Landesregierung hat 
am 19. Januar 2011 und 22. Februar 2011 erste Gespräche mit den Vertreterinnen und Vertretern 
der Kommunalen Spitzenverbände, der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände 
sowie der Landesarbeitsgemeinschaften im Frauenunterstützungsbereich geführt. Nach Vorliegen 
der statistischen Daten für das Jahr 2010 und einer Evaluation der o. g. Richtlinie wird die Landes-
regierung Eckpunkte für eine Fortführung der Förderung ab dem 1. Januar 2012 entwickeln und ei-
nen entsprechenden Richtlinienentwurf vorlegen. 

 

Aygül Özkan 
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Anlage  
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(Ausgegeben am 27.04.2011) 
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